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Mütter haben eine besondere Bindung zu ihren Kindern. Das Rechtssystem versucht dem Rechnung zu tragen.
Ein juristischer
Bauchentscheid
Zwei schwule Männer sind die ersten offiziellen
Eltern eines Kindes von einer ausländischen Leihmutter.
MARINA WINDER
Das St.Galler Verwaltungsgericht hat
zwei Männer aus St.Gallen als Eltern
eines Kindes anerkannt, das von einer
kalifornischen Leihmutter geboren
wurde. Das Sperma stammte von einem
der beiden St.Galler, die Eizelle von
einer anonymen Spenderin. Das Wohl
des Kindes stehe an erster Stelle, be-
gründete das Gericht seinen Entscheid.
Bislang wurden eben dieses Kindswohl
sowie die Instrumentalisierung der
Mutter immer als Argumente gegen die
Anerkennung der Elternschaft ange-
führt. Die Basler Juristin Nora Bertschi
hat sich in ihrer Dissertation mit der
Leihmutterschaft befasst. Sie freut sich
über den Richtungswechsel: «Die bis-
herige Praxis ist in meinen Augen frag-
würdig. Wenn die leibliche Mutter das
Kind nicht will und das Kind bei den
sogenannten Wunscheltern lebt, dann
ist es doch zu seinem Wohl, wenn diese
auch als Eltern anerkannt werden.»
Hoffen auf Bundesgerichtsurteil
Die beiden St.Galler leben in einge-
tragener Partnerschaft. Das kantonale
Amt für Bürgerrecht und Zivilstand
hatte sich anfänglich geweigert, sie als
Väter des in Kalifornien geborenen Kin-
des einzutragen. Das kantonale Depar-
tement des Innern hiess darauf aber
den Rekurs derMänner gut und ordnete
an, dass sie als Väter im schweizeri-
schen Personenregister einzutragen sei-
en. Dagegen erhob wiederum das Bun-
desamt für Justiz Beschwerde beim Ver-
waltungsgericht: Es verlangte, dass im
Register auch die genetische Abstam-
mung des Kindes festgehalten wird.
Dieser Forderung ist das Verwaltungs-
gericht nachgekommen. Den Entscheid
des Departements des Innern hat es
aber nicht aufgehoben. Damit gibt es in
der Schweiz zum ersten Mal ein Paar,
das offiziell als die Eltern eines Leih-
mutterkindes anerkannt ist. Rechtskräf-
tig ist das Urteil aus St.Gallen zwar noch
nicht. Das Bundesamt für Justiz hat die
Möglichkeit, den Fall weiter ans Bun-
desgericht zu ziehen. Einige Juristen,
darunter auch Nora Bertschi, hoffen
schon lange auf einen letztinstanz-
lichen Entscheid, um Klarheit zu schaf-
fen in einem Bereich, in dem gesell-
schaftliche Bedürfnisse und Gesetzge-
bung offenbar immer weiter auseinan-
derklaffen.
Bauchattrappe inklusive
In der Schweiz wie auch in den meis-
ten angrenzenden Ländern ist die Leih-
mutterschaft verboten. Aus der Welt ge-
schafft ist das Thema damit aber lange
nicht. Zahlen sind keine bekannt, der
Bund geht aber von weit über hundert
Fällen aus. Spezialisierte Kliniken in der
Ukraine, in Indien, Georgien oder den
USA bieten Paaren und Einzelpersonen
mit dringlichem Kinderwunsch einen
massgeschneiderten Rundumservice.
Sie verfügen über Kataloge mit Spen-
dern von Eizellen und Spermien. Sie
nehmen die künstliche Befruchtung
vor. Sie überwachen die Schwanger-
schaft der Leihmutter. Sie kümmern
sich um die Administration und sie ver-
kaufen zum Teil sogar Bauchattrappen
in verschiedenen Grössen, mit denen
die Frau zu Hause eine Schwanger-
schaft vortäuschen kann.
Die rechtlichen Auseinandersetzun-
gen, denen sich das Paar unter Umstän-
den stellen muss, können die Kliniken
ihren Kunden allerdings nicht abneh-
men. Zwar wurde den Wunscheltern
noch nie das Kind weggenommen. Die
Behörden können aber bei Verdacht auf
Leihmutterschaft die Einreise in die
Schweiz und die Anerkennung der El-
ternschaft verweigern. Die Eltern haben
dann das gewünschte Kind, mit dem
juristischen Prozedere aber auch eine
nervenaufreibende und kostspielige Be-
gleiterscheinung.
Wegweisender Charakter
Andrea Büchler, Professorin für Pri-
vatrecht, traut dem St.Galler Urteil, ist
es einmal rechtskräftig, wegweisenden
Charakter zu: «Es besagt im Wesent-
lichen, dass ein Kindesverhältnis, das
im Ausland rechtmässig entstanden ist,
in der Schweiz im Einzelfall auch dann
anzuerkennen ist, wenn eine Leihmut-
ter das Kind ausgetragen hat.»
Das St.Galler Verwaltungsgericht hat
den aktuellen Fall nicht nach schweize-
rischem Recht beurteilt, sondern direkt
das Urteil aus den USA anerkannt. Erst
damit wurden eine Vaterschaftsaner-
kennung und eine Adoption überflüssig.
Letztere ist gleichgeschlechtlichen Paa-
ren in der Schweiz grundsätzlich nicht
gestattet.
Stichwort
Leihmutter – für andere
ein Kind austragen
Als «Leihmutter» wird eine Frau be-
zeichnet, die durch ein Fortpflan-
zungsverfahren ein Kind empfängt,
es austrägt und nach der Geburt den
sogenannten Wunscheltern über-
lässt. Bei der künstlichen Befruch-
tung werden in der Regel die Samen
des Wunschvaters verwendet. Die
Eizelle stammt von einer anonymen
Spenderin, der Leihmutter oder sel-
tener von der Wunschmutter. In der
Schweiz ist die Leihmutterschaft
verboten. Weltweit gibt es aber zahl-
reiche darauf spezialisierte Kliniken
und Vermittlungsstellen, die auch
von Schweizer Paaren aufgesucht
werden. (jek)
Verständnis, Ärger – und der Ruf nach Neuerungen
DOMINIC WIRTH
Wenn man sich gestern umhörte bei
verschiedenen Parteien und Interessen-
vertretern, war in der Regel bald einmal
vom Wohl des Kindes die Rede. Doch
bei der Frage, was mit diesem Urteil des
St.Galler Verwaltungsgerichts nun an-
zufangen ist und wofür es steht, gingen
die Meinungen weit auseinander.
Für Jacqueline Fehr (SP/ZH) ist der
St.Galler Entscheid vor allem ein Beleg
dafür, dass es im Familienrecht Anpas-
sungen braucht. Die moderne Gesell-
schaft mit ihren verschiedenen Formen
des Kinderbekommens und des Zusam-
menlebens – Patchworkfamilien etwa
oder Paare, die zusammen alt werden,
ohne zu heiraten – spiegelt sich für die
Nationalrätin nicht genug in den Geset-
zesbüchern. «Wir stossen an unsere
Grenzen mit den aktuellen familien-
rechtlichen Grundlagen», sagt Fehr.
«Wir müssen das Recht definieren.
Wennwir das nicht tun, füllt das Gericht
diese Lücken.» Das sei zwar nachvoll-
ziehbar, aber aus gesellschaftlicher
Sicht auch feige. «Wir müssen zu Hal-
tungen kommen», sagt Fehr. Um diesen
Prozess voranzutreiben, hat sie 2012 ein
Postulat eingereicht, das ein «zeit-
gemässes kohärentes Zivil- und insbe-
sondere Familienrecht» fordert. Der
entsprechende Bericht des Bundesrats
soll laut Fehr im Winter veröffentlicht
werden. Aus diesem Bericht sollen Ge-
setzesreformen entstehen. Fehr hofft,
dass es dann «endlich die breite Debatte
gibt, die dazugehört».
Herzog hat «grosse Mühe»
Auch Yvonne Gilli (Grüne/SG) findet,
dass sich im Bereich der Familienpolitik
etwas ändern sollte. «Wir müssen un-
sere Gesetzgebung anpassen.Wir haben
es mit einem typischen Konflikt unserer
Zeit zu tun, dafür gibt es keine Patent-
lösung.» Eine solche hat auch Verena
Herzog (SVP/TG) nicht – doch zum Ur-
teil der St.Galler Richter dafür eine
pointierte Meinung. «Ich habe grosse
Mühe mit dem Entscheid», sagt sie. Die
Thurgauerin stösst sich nicht nur daran,
dass das Verwaltungsgericht in ihren
Augen eine bedenkliche Entwicklung,
nämlich die Leihmutterschaft, fördere.
Sie hat auch ihre Probleme damit, dass
die eingetragenen Eltern ein schwules
Paar sind. «Es ist für ein Kind besser,
wenn es einen Vater und eine Mutter
hat», sagt sie, und: «Vielleicht wären
diese Männer besser nach Kalifornien
gegangen. Dort ist so etwas vielleicht
schon selbstverständlich. Bei uns ist
dieses Kind von Anfang an zum Aussen-
seiter gestempelt.»
Pink Cross hofft auf Adoptionsdebatte
Bei Pink Cross, einer Schwulenorga-
nisation, begrüsst man derweil den
«sehr sachlichen Entscheid» des Ge-
richts. Auch wenn im Zusammenhang
mit dem Urteil nicht in erster Linie die
gleichgeschlechtlichen Eltern bemer-
kenswert sind, sondern vor allem die
Anerkennung eines kalifornischen Ur-
teils durch ein Schweizer Gericht auf-
fällt: Bastian Baumann, der Geschäfts-
leiter von PinkCross, erhofft sich einiges
von ihm. Baumann hat gefallen, wie
«nachvollziehbar und sachlich» das Ur-
teil begründet wurde. Zumal in einer
Thematik, die er sonst als «emotional
wahnsinnig aufgeladen» erlebt.
«Ich wünsche mir diese Sachlichkeit
auch für die Adoptionsdebatte», sagt er.
Derzeit ist es gleichgeschlechtlichen
Paaren in der Schweiz nicht erlaubt,
Kinder zu adoptieren. «Darüber müssen
wir sprechen. Die Gegner argumentie-
ren immer mit dem Kindeswohl, doch
ich finde das schräg. Denn wenn es ein
Problem gibt, ist es das Umfeld, das
nicht damit umgehen kann. Viel wichti-
ger als ihre Sexualität ist es doch, wie
Eltern zueinander stehen.»
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